
Aus der österr . deutschen Zeitung

Wien . Städtisches.
Ausschuß - er Bürger , Nationalgar - e un- Stu - enten für Sicherheit,

Ordnung , Ruhe un- Wahrung - er Volksrechte.
V or m tttagSsitzu ng vom 21. Juni . Die Mehlver-

schleißeri» Neulcrchenfelv klagen, daß die Bäcker daS fremde
Brot , welches größer und schöner sei, wenn sie eS verkaufen
wollen, konfisziren. Sie bringen die Muster von beiden Brot-
gattungen, wovon daS fremde nicht nur größer, sondern auch
weißer und schmackhafter ist, als das Wiener; da das Brot
außer der Satzung gebacken ist, uns solches Brot zu verkaufen
nach dem Gesetze Niemanden verboten, so wird beschlossen, eine
Kommission zu ernennen, welche sich mit der cinschlagenden Be¬
hörde besprechen und den Mehlverschleißern im Nothfalle Schutz
verleihen soll. Dr . Fest hat den Ausschuß gebeten, da er bei
Verleihung der Affistentenstelle trotz der nachgewiesenen Verdienste
übergangen worden, seinen deshalb gestellten Rekurs an den Mini¬
ster zu unterstützen. Der Ausschuß hatte dieses dem Juristen
Schneider  zur Untersuchung übergeben, der nun in seinem
Referate darüber darauf antrug, bei dem Ministerium daraus zu
dringen, da nur Beamte durch legale Dokumente, die ihre Ver¬
dienste Nachweisen, zu empfehlen sind, die Gründe anzugeben,
warum der Konkurrent des Dr. Fest bevorzugt worden. Tell-
kampf  glaubt , man beleidige dadurch den Referenten. Wes¬
se li  sagt , es dürfe ihn nicht beleidigen. Diese Herren dürfen
nicht mehr wie bloße Maschinen sein, die nur ja sagen; wir
brauchen gefinnungStüchtige Leute; man möge daher ansuchen,
daß auch in Zukunft bei jedem Bescheide die Gründe angegeben
werden. Wird angenommen. Heller  stellt den Antrag, beim
Ministerium um Kollektivwahlen für die Wahlmänner der ganzen
Stadt Wien allzusuchen, es sei dieses eine Konsequenz des Rech¬
tes , die Wahlmänner aus der ganzen Stadt wählen zu dürfen.
Eckart will bloß relative Majorität. Freund  behauptet die
Unmöglichkeit eines solchen Skrutinums, es müßten zu viele
Namen Vorkommen, denn es seien 1650 Wahlmänner zu wäh¬
len. Eckart sagt, man würde nie enden; ohne allgemeines Skru-
tinium sei das Recht, den Wahlmann aus der ganzen Stadt zu
wählen, illusorisch, da schwer ein Wahlmann durch Zersplitte¬
rung der Stimmung eine Majorität in einem Wahlbezirk erlan¬
gen würde. Goldschmid  sagt, daß sei unmöglich, weil in die¬
sem Augenblicke bereits Wahlen stattfinden, diese müßten daher
dagegen protefliren; denn annulliren könne außer dem Reichstage
selbst Niemand eine Wahl , weder der Kaiser noch die Minister
hätten dazu ein Recht. Es wird auch dieser Antrag abgelehnt.
Eckart entwickelt einen neuen Antrag, daß nämlich alle Wahl-

manner an einem Orte zusammenkommen und vereint die 15
Deputirten der Stadt Wien wählen sollten. Die Urwähler aber
sollten aus den Gallerten zugegen sein. Tellkampf  unterstützt
den Antrag, weil der Wahlakt abgekürzt und Doppelwahlen ver¬
hindert würden. Heller  glaubt darum für den Antrag sein zu
müssen, weil die ganze Stadt Wien und mithin alle Deputirten
derselben für die Errungenschaften Wiens einstehen müssen; diese-
können sie nur, wenn sie aus der Gesammtbevölkerung hervorgehen.
Ein Ausschußmitglied glaubt, daß dadurch die Kandidaten derLiberalen
Schaden leiden würden, weil in der Stadt die Majorität konser¬
vativ sei; vermenge sich diese nun mit der Minorität in den Vor¬
städten, so werden nur konservative Deputirte gewählt. Andere
meinten, die Majorität sei nicht gewiß konservativ in der Stadt.
Ehrlich  glaubt, es sei dies eine ähnliche Anomalie, wenn man die 15
Bezirke zusammenwerfcnwollte, als ob man die Wahlmänuer der
ganzen Monarchie zusammenwerfen wolle.

Eckart glaubt, daß die Majorität der Vorstädte mit der
Minorität der Stadt stimmen würde, wodurch durchgehendS' libe¬
rale Wahlen erzielt würden. Bei der Abstimmung durch Hände-
ausheben wird beinahe Gleichheit der Stimmen bemerkt. Da be¬
hauptet wird, es hätten fremde, nicht zum Ausschüsse gehörende und
zufällig anwesende Personen mit gestimmt, wird auf nochmalige
Abstimmung gedrungen, wobei jedes die Hand aushebrnde Mit¬
glied auch sein- LegüimationSkarte vorzeigen soll. Abermals wird
Gleichheit der Stimmen bemerkt. Heftige Bewegung, die sich im¬
mer steigert. Man lärmt und tobt von allen Seiten. Der Präsident
schwingt vergeblich die Klingel. Nachdem sich der Lärm gelegt hat,
erklären drei Mitglieder, sie wären im Augenblicke der Abstimmung
in den Saal getreten und hatte» geglaubt, es handle sich bloS da¬
rum, daß jedes Mitglied seine Karte zeige, haben aber nicht ge¬
wußt, daß eS slch um eine Abstimmung handle. ES ward daher noch¬
mals mit Namensaufruf gestimmt und EckartS  Antrag angenom¬
men. Der Lärm bricht von Neuem loS. Ehrlich  geberdct sich
wüthend und wird zurecht gewiesen. Der Ingenieur am Wiener¬
berge meldet, daß er nicht kleine Münze habe, um seine Leute auS-
zuzahlen, und bittet daher, sein Gesuch an die Bank, ihm mehr
als 25 fl. zu wechseln, zu unterstützen. Wird angenommen. Der
Staatsanwalt hat dem Ausschüsse Vorstellungen bezüglich deS
PlakatS: „Kreuzzug gegen die slavtschen Meuchelmörder," gemacht.
In ha user  glaubt , man solle nicht dulden, daß Kreuzzüge ge¬
gen eine im Staate wohnende Nation gepredigt werden. Es wird be-



schloffen sich in Angelegenheiten der Presse nicht zu mischen ; der
StaatSanwalt möge in jedem Falle nach Belieben verfahren.

Abendsitznng vom 21 . Juni . Schiel erzählt , daß
die Liste der Kandidaten , welche sich beim Ausschüsse gemeldet,
in der Wiener Zeitung derart veröffentlicht worden , als ob diese
Alle vom SicherheitS - AuSschuffe empfohlen worden , er protestirt
gegen diese Veröffentlichung , so wie gegen den Namen Si¬
cherheit SauSschuß.  Auch der Weg , wie diese Liste in die
Hände der Zeitungsredaklion gelangt sei, ist ihm nicht der regel¬
mäßige , daher in der Wiener Zeitung deßhalb zu protestiren sei.
Wird angenommen . Der Minister des Innern weist die Bitte
um vereinigte Wahl aller Wiener Deputaten durch alle Wahl¬
männer Wiens zurück. Eckart führt Klage , daß einige Mit¬
glieder , die Vormittags in der Minorität geblieben seien , zum
Minister früher als die in dieser Angelegenheit gesendete Depu¬
tation des Ausschusses gegangen und ihn gegen die Bewilligung
der Bitte gestimmt hatten ; er nennt dieses ein perfides Verfah¬
ren und will , daß diejenigen , welch- so gehandelt haben , er¬
fragt werden sollen . Große Aufregung entsteht in der Versamm¬
lung ; beinahe Alle , die in Minorität gestimmt , wollen wissen,
wer diesen Schritt gethan , gegen den fie protestiren . Freund,  der
ebenfalls zu dieser Minorität gehört , will eine Rüge für die, welche
in einer so unverantwortlichen , beinahe spionirenden Weise zum Mi¬
nister hingegangen , und will , daß alle , die nicht dabei waren , sich
nennen . Ehrlich  und » och ein Ausschußmitglied erklären , hin¬
gegangen zu sein , aber nicht im Namen deS Ausschusses , sondern
in dem ihrer Kompagnien ; man habe ihnen nicht zu protestiren
erlaubt , habe sie mit ihrem Protest verlacht . Freund,  der als
Vizepräsident Vormittags den Vorsitz geführt , beruft sich auf die
Ausschußmitglieder , daß er nie einen Protest zurückgewiescn habe.
Schiel bedauert , die schmerzliche Erfahrung machen zu müssen,
daß , jelanger der Ausschuß bestehe, desto mehr der parlamentarische
Takt desselben abnehme ; zuversichtlich hat durch die Verhandlun¬
gen , wie sie seit einigen Tagen Statt gefunden , die Achtung des
Ausschusses sich vermindert . Er nimmt keinen Anstand zu erklä¬
ren , daß er, wenn er zugegen gewesen wäre , mit der Minorität
gestimmt hätte . Jeder Deputirte habe seine Ueberzeugung auSzu-
sprechen ; findet er sich damit gegenüber der Majorität noch immer
nicht beruhigt , so kann er seinen Protest zu Protokoll geben;
daS sei schon oft geschehen, aber zum Ministerium zu gehen , finde
er höchst unparlamentarisch . Wenn der von Einigen gethane Schritt
eine Rüge verdiene , so sei fie durch die scharfen Worte , die hier
gefallen , die er aber ebenfalls nicht sehr parlamentarisch findet , zur
Genüge gegeben, die Versammlung möge um ihrer eigenen Würde
wegen , sich mit der Aufnahme des Gegenstandes ins Protokoll be¬
gnügen , und dann zur Tagesordnung übergehen . Eh rli ch, derfich
dadurch entschuldigen will , daß drei Mal gestimmt wurde , und er
im Namen der Kompagnie gegangen , erhält von Schiel die Ant¬
wort , daß er dadurch das Nebel nur vermehre , weil dadurch

*sein Protest den Charakter einer Klage annchme ; wenn er im Na¬
men der Kompagnie geht , so müsse diese befragt weiden . Die
Autorität des Ausschusses sei gefährdet , wenn eine Minorität hin¬
geht , und über Ansuchen im Namen deS Ausschusses Klage führt.
Valentin  glaubt die Majorität solle bei einer Abstimmung
ihren Sieg nicht feiern , wie heute Vormittags , wo fie sich selbst
applaudirte , ein solches Verfahren reize . Dr . Schiel glaubt , die
Majorität möge Großmuth üben . Grass  glaubt ebenfalls , daß
die hier gefallenen Worte schon eine Rüge seien, wenn die Mitglie¬
der fortsahren , sich so in den Haaren zu liegen , werde der AussLuß bald
nicht mehr ehrenwerih sein . Radziwill  glaubt , man möge den

zwei Herren nicht alle Schuld beimeffen , auch Herr Julius
Zerboni diDesposetti  sei mit gewesen . ( Schallende - Geläch¬
ter .) Ehrlich : Zerboni  sei erst später , als fie schon beim
Minister waren , dazu gekommen . Die Versammlung beschließt zur
Tagesordnung überzugehen . Hierauf wird die Liste derjenigen Wahl¬
kandidaten verlesen , die vom Ausschüsse empfohlen werden , unter
denen der erste Dr . Fisch Hof, (freuviger Zuruf , der nicht enden
will ) . Er dankt hierauf der Versammlung für diese Zuneigung,
insbesondere , da er von den Czechen Drohbriefe erhalten , daß
man ihn ermorden wolle . Seit dem 13 . März habe er viel der¬
gleichen Drohungen erhalten , werde deshalb aber doch nie auf¬
hören , die deutsche Sache , die Sache der Freiheit zu vertheidigen.
Die akademische Legion macht den Antrag , jene Mitglieder , welche
Aufseher der Arbeiter abgeben solle», vorzuschlagen . Bei dieser
Gelegenheit ward das Aufsehen der Techniker - Inspizienten sehr ge¬
tadelt . So sollen die Arbeiter einer Strohhutfabrik sämmtlich bei
den öffentlichen Arbeiten eingezeichnet sein, und täglich bloS beim
Verlesen am Morgen und Abend erscheinen ; fie sollen bei der letz¬
ten Versammlung der Inspizienten sehr anmaßend gewesen sein und
eine Sprache geführt haben , als ob der Ausschuß fie befragen sollte,
bevor er eineAnordnung inBczug der Arbeiter erläßt . Auf Antrag
Winiwarters  wird dieses der neuen Arbeitskommiffion über¬
wiesen. Auch bezüglich des Holzdiebstahls im Prater wird geklagt.
Jnhauser  will , daß der Eigenthümcr jener Strohhutsabrik zur
Rede gestellt werde , den » eS könne ihm nicht unbekannt sein, wenn
seine Arbeiter täglich in Masse die Werkstätte vor 6 Uhr verließen.
In Betreff deS Holzes solle man der Sicherheitswache Befehl erthei-
len , den Diebstahl zu hindern und ihr Sukkurs der Nationalgarde
zufichern . Der Staatsanwalt überschickt eine Note , daß er sich wohl
erscheinende Bücher und Zeitungen im Wege deS Abonnements , aber
nicht Flugschriften verschaffen könne . AuS einem Artikel des pro¬
visorischen Preßgesctzes glaubt er folgern zu dürfen , daß der Aus¬
schuß sich solche anschaffcn müsse, und will für sich von jeder Flug¬
schrift ein Exemplar . Etwa entfallende Kosten will erzählen . W e s-
seli:  der Ausschuß sei kein Zensurkollegium , keine Polizei , diese
könne solches durch die SichcrheitSwache thun lassen . Freund
glaubt , eS solle von jeder Flugschrift ein Exemplar an den StaatS¬
anwalt abgeliefert werden müssen. Dieses wirv , als dem Prinzipe
der Preßfreiheit zuwiderlanfend und eine Selbstanklage vom Schrift¬
steller fordernd , verworfen.

Dr . Jnhauser  glaubt , eS sei Pflicht des Staatsanwaltes,
die Preßvergehen aufzufinden , er müsse fie sich daher selbst su¬
chen. Auch der Präsident meint , eS stehen dem Staatsanwalt
dieselben Mittel , wie dem Ausschüsse zu Gebote , daher ihm zu
bedeuten , daß sich der Ausschuß nicht in die Angelegenheiten der
Presse menge. Der KommiffionSbericht über die Angelegenheiten
der Deutschen in Böhmen wird verlesen . Er bespricht die Mittel,
wie die Deutschen in Böhmen zu schützen seien und schlagt unter
Andern auch vor , Böhmen durch ein BundeSheer besetzen zu lassen.
Will» er  bemerkt , daß nur ZwangSmaßregeln , keine versöhnende
Mittel vorgeschlagen seien . Dr . Lehner  vertheidigt dieß , er
hält eine Philippica gegen die Czechen und hält Windisch-
grätz  für den einzig möglichen Schutz der Deutschen in Prag.
Will» er  sträubt sich gegen Terrorismus und wirst den Deut¬
schen Prags Feigheit vor . Ohne Resultat über diesen Gegenstand
wird die Sitzung , da eS schon spät Abends ist, aufgehoben.

Bei der Sitzung vom 22 . Abend find so wenige Mitglieder
gegenwärtig , daß nicht die statutenmäßig erforderliche Zahl zur
Fassung eine- rechtsgiltigen Beschlusses anwesend ist.

Vormittagssitzung vom  23 . Juni . Eine Deputa-



tion von Nationalgarden bittet, das Ministerium um ein allgemei¬
nes Skrntin für die Wahlmänner Wiens anzugehen, weil sonst die
Konzession, die Wahlmänner aus der ganzen Stadt Wien zu wäh¬
len, illusorisch wäre , da die Stimmen sich zersplittern würden;
man möge das Skrntin so weit auSdehnen, als man Wahlmänner
nehmen kann. Dieser Antrag wird aus mehreren Gründen nicht
angenommen, weil nämlich eine Majorität zu erzielen kaum mög¬
lich wäre, jeder Urwähler 1650 Wahlmänner ausschreiben müßte,
endlich eine Aufregung dadurch hervorgebracht werden möchte, daß
diejenigen Distrikte der Stadt, welche bereits Wahlmänner ernannt,
Protest einlegen würden, da fie unter den früher» mehr beschränk¬
ten Bestimmungen, um die Stimmen nicht zu zersplittern, mei¬
stens auS dem Distrikte wählten, eine vorgenommene Wahl aber
nur durch den Reichstag annullirt werden kann. Dagegen wurde
der Antrag, daß alle Wahlmänner zusammentreten unv vereint die
15 Deputirten Wiens in Gegenwart der Urwähler wählen sollten,
mit großer Stimmenmehrheit angenommen, und beschlossen, sich
deshalb nochmals an'S Ministerium zu wenden. Dr . Goldmark,
der von der Mission nach Frankfurt am Main zurückgekehrt ist,
kömmt in den Ausschuß und wird durch allgemeinen freudigen Zu¬
ruf empfangen. Er erstattet Bericht über die Lage der Dinge in
Frankfurt, und daß die Absendung der Abresse dringend nothwendig
gewesen sei, da die österreichischen Deputirten durch eine tiefe
Kluft gespalten, die Schwarzgelben aber vorherrschend seien; einer
habe ihm sogar geäußert, den 13. März wolle er noch anerken¬
nen, den 15. Mai aber nicht. Ueber die Stellung der Parteien
im deutschen Parlament berichtet er Folgendes: Die Rechte sei
besonders vom Stock-Preußenthum okkupirt, an deren Spitze der
Don Quixote der Neuzeit, Fürst Li chnofsky,  steht. Nach ihnen
ist in Deutschland keine Revolution vor sich gegangen, es sind
bloß Reformen nöthig. Dies die Ultrakonservativen.

Das rechte Zentrum, ein ^uste milieu, besteht aus den ehe¬
dem so berühmten lieberalen deutschen Professoren. Es umfaßt
den größten Theil der österreichischenDeputirten. Das linke
Zentrum, von dem die äußerste Linke flch nur theilwetse unter¬
scheidet, unter Anführung Ruge 's,  steht auf revolutionärem Bo¬
den, und will volle Anerkennung der Volkssouveränität.

Für Wien seien in Deutschland die Sympathien allgemein.
Man glaubt daselbst, daß die Bewegung alle Schichten durch¬
drungen habe. Hätte die österreichische Regierung dieses zu einer
Zeit benützt, als der König der Mißverständnisse sich an die Spitze
Deutschlands stellen wollte, so wäre Oesterreich der erste deutsche
Staat . In Preußen mache sich jedoch das Junkerthum noch breit,
mit Ausnahme der Grenzländer; aber auch dieses wolle innigen
Anschluß an Deutschland, um dadurch seine ultrakonservativen
Tendenzen durchsetzen zu können. Es ist bereits in Deutschland
für konstatirt angenommen, daß mehrere kleine deutsche Staaten
ihre Souveränität niederlegen und sich in einen Staat verschmel¬
zen wollen. Nach der Ankunft der Deputation in Frankfurt hatte
sich das Gerücht verbreitet, die österreichischenDeputirten seien
zur Linken übergegangen. Die österreichischen Deputirten, zumeist
die der Linken, hatten auch eine Adresse an das Wiener Volk über¬
schickt, welche der Redner verlas. Seltsamerweise findet fich
unter den Unterschriften auch der Name Summaruga ! ! !,
bei dessen Nennung weidlich gezischt wurde. —Valen ti  n jun.
erstattet Bericht über die Deputation in Linz, wornach fie daselbst
ziemlich lau empfangen worden sei. Die Linzer seufzen noch
sehr unter dem Drucke der Beamten. Einigen, die Vivat riefen,
als die Deputation auSstieg, sagte man: „Jetzt habt ihr Muth,
weil die Wiener da sind," man starrte sie an, als wollte man sa¬

gen: Sind das wirklich die furchtbaren Rebellen? Die Deputa¬
tion hatte sich keineswegs Aufregung zu Schulden kommen las¬
sen, vielmehr hatte fie eine Katzenmusik, die man dem Kom¬
mandanten der Nationalgarde, Graf Weißenwolf,  hatte brin¬
gen wollen, Hintertrieben. Besser war die Deputation in Steyr
empfangen worden, wo ihr von allen Einwohnern ein herzliches
Entgegenkommen zu Theil wurde. Im ähnlichen Sinne berichtete
Dr. Jnnhauser,  mit dem Zusatze, daß ein ihnen entgegenge-
schickleS Schiff Leute, um fie zu beobachten, enthielt. Bei ihrer
Ankunft hatte der dortige Sicherheitsausschuß eine große Sitzung
und daS Militär war in den Kasernen konsignirt. ES wird auch
beschlossen, dem Linzer SicherheitsauSschusse im gebührenden Tone
zu antworten.

Bauern aus dem Viertel unter Wienerwalv klagen, daß
ihnen gesagt worden sei, fie dürsten keine Bauern wählen, son¬
dern man habe ihnen einen Wirthschastsrath aufgedrungen.

ES wird beschlossen, ihren Protest zu unterstützen und des¬
halb eine Deputation an'S KreiSamt zu senden. Eben so wird einem
Bauern aus Skandek, von dem der Verwalter gesagt, er sei ein
unruhiger Kops und dürfte daher nicht Wahlmann werden, auf
seine Anforderung eine Kommission zur Erhebung dieser Tat¬
sachen mitgegeben. Bereits am Abende früher war darüber eine
Debatte entstanden, ob man dieser Kommission eine bloße Legi¬
timation als Ausschußmitglieder oder eine spezielle Vollmacht für
diesen Fall crtheilen soll. Die Vertheiviger der erstern Ansicht
gingen von dem Standpunkte aus, daß der Ausschuß nicht in den
Provinzen Behörde spielen dürfe. Die Vertheidiger der letzteren
Ansicht hingegen glaubten, der Ausschuß als Wahrer der Rechte
des Volkes könne eine Kommission absenden, welche den Thatbe-
stand in Augenschein nehme, ohne daß fie darum als Untersu¬
chungsbehörde auftrete; die Vollmacht solle nur dazu dienen, diese
Kommission vor Angriffen von Seite der dortigen Beamten zu
schützen. . Diese Meinung wird von der Majorität angenommen,
und die Kommission mit einer speziellen Vollmacht versehen. Der
Gemeindeausschußvon Langenlois bittet, sein Gesuch zu unterstü¬
tzen, daß diejenigen Gemeindemitglieder, welche vor einigen Jahren
in einem Kriminalprozeffe ab instantia entlassen worden, ihren Sitz
wieder im Gemeindeausschuß nehmen und in den Vollgenuß ihrer
bürgerlichen Rechte eingesetzt werden dürfen. ES erheben fich
einige Stimmen dagegen, als den bestehenden Gesetzen widerspre¬
chend. Um lau st abersetztauseinander, daß diese Ausschließung
nur im Interesse der Gemeinde geschehe. Da nun die Gemeinde
diesen Männern trotzdem ihr Zutrauen schenken will, so kann von
diesem Gesetze abgegangen werben; daher auch die Unterstützung
dieses Gesuches beschlossen wird. Allgemeine Indignation erregt
eine anonyme Anklage gegen das Präsidium, als ob dasselbe mit
einigen Personen, die fich an dessen Sitze hindrängen, geheime Ein¬
verständnisse habe. Ferner, daß dem Dr . Schiel bei seinen Gän¬
gen zum Ministerium nochein Ausschußmitglied mitgegeben werden
möchte. Schiel erklärt, daß er, so oft er eine Mission vom Aus¬
schüsse gehabt, nie allein zum Minister gegangen, blos bei den
neulichen Ereignissen in Prag sei er öfter privatim anfragen ge¬
wesen, ob keine neuern Nachrichten eingelaufen seien. Dr. Gold¬
mark  stellt den Antrag, dem Präsidium ein Vertrauensvotum zu
geben, welches nebst dem Beschlüsse, daß alle nicht dahin gehörig»
Individuen die Tribüne räumen sollen, angenommen wird. Will-
ner  stellt den Antrag, neuerdings eine Kommission niederzusetzen,
welche ein Plakat verfassen soll, worin auf die Schädlichkeit der
Wahlumtriebe hingewiesen werden möge. Zugleich soll dieselbe alle
Wahlumtriebe genau anmerken, um fie dem Reichstage vorzulegen,



und daS Ministerium angegangen werden , eine Strafe skr solch»,

die sich Wahlumtriebe erlauben , festzusetzen. Gold mark  glaubt:
man möge solche Leute dadurch bestrafen , däß Man durch Veröffent¬
lichung ihrer Namen fie an den Pranger stellt . WillNer
meint : eS kümmere die Egoisten wenig , ob fie gebrandmarkt wer¬

den ; destomehr aber fürchten fie materielle Strafen . Dr . Hruby
will , daß bekannt gewacht werde , ein Zedet , der von Wahlumtrieben
Kenntniß hat , möge fie bei dieser Kommission melden . Auf die An¬

frage eines Mitgliedes , waS Wahlumtriebe seien, erklärt Dr . H r u-

b y : AlleS , waS die Freiheit der Wahlen störe, sei Wahlumtrieb.
Der Antrag W illners  wird zum Beschlüsse erhoben . Jäger¬
mayer  liest den Bericht der nach Prag gesendeten Deputation
vor . Der Ausschuß votirt derselben seinen Dank für ihre Mühen,

und beschließt, ihn durch die Wiener und Allgemeine österreichi¬
sche Zeitung ferner noch in besonderen Abdrücken zu veröffentlichen.
Dr . Schiel verliest eine Rechtfertigung der Wiener Zeitung we¬

gen der unbefugten Einrückung der sogenannten ersten Kandidaten¬

liste ; findet aber diese Rechtfertigung sehr ongmügend und glaubt,

nach mehreren Anzeichen behaupten zu dürfen , daß ihm diese ent¬

wendet worden sei. ES wird zur Untersuchung dieser Angelegenheit
eine Kommission niedergesetzt.

-Der Ausschuß der Bürger , Nationalgarden u . Studenten
hat beschlossen, daß von nun an das Brot nach dem Gewichte,
da - Wiener Pfund als Einheit angenommen , verkauft werden
solle , so daß jetzt das Gewicht fix und der Preis variabel sei.

Die Neberwachung der Bäcker und Viktualienhändler wird den

AuSschußmitgltedern zur Pflicht gemacht. Alle Marktaufseher
find verpflichtet , auf Befehl eines Ausschußmitgliedes , das seine
Karte vorzeigt , zum Genüße untaugliche Viktualien zu konfiSzi-

ren und der hiezu eigens niedergesetzten Kommission zu übergeben.

Gedruckt bei Edl. v. Schmidbauer und Holzwarth,  Bürgerspital Nr. 1100 im S. Hof.
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